
 
 
 
 
 
 

 
      ​ ​ Mainz, 04.02.2026 

Gemeinsame Resolution zur Sitzung des Stadtrats am 04.02.2026 zur 
Lage im Iran 

Solidarität mit der iranischen Zivilbevölkerung – Für Freiheit und 
Menschenrechte (Volt, CDU, SPD, DIE GRÜNEN, FDP, Die FRAKTION) 

Die anhaltenden Proteste im Iran sind Ausdruck des legitimen Strebens weiter Teile der 
Bevölkerung nach Freiheit, Gleichberechtigung und der Achtung grundlegender 
Menschenrechte. Insbesondere Frauen, junge Menschen sowie zivilgesellschaftliche 
Akteurinnen und Akteure setzen sich unter hohem persönlichem Risiko für diese Werte 
ein. 

Berichte internationaler Medien und Menschenrechtsorganisationen zeichnen ein 
erschütterndes Bild der staatlichen Repression. Nach Angaben iranischer 
Regierungsvertreter wurden im Zuge der Proteste mehrere tausend Menschen getötet. 
Unabhängige Schätzungen gehen von deutlich höheren Opferzahlen aus und sprechen von 
vielen tausend, teils sogar über zehntausend Todesopfern. Aufgrund gezielter 
Einschränkungen des Informationszugangs, insbesondere durch Internetsperren und 
Repressionen gegen Journalistinnen und Journalisten, ist eine unabhängige Überprüfung 
der Lage nur eingeschränkt möglich. Zudem wird von zahlreichen Verletzten, willkürlichen 
Inhaftierungen sowie massiven Einschränkungen der Meinungs-, Presse- und 
Versammlungsfreiheit berichtet. 

In Mainz leben Menschen mit familiären, freundschaftlichen und persönlichen 
Verbindungen in den Iran, die die Entwicklungen mit großer Sorge verfolgen und um 
Angehörige sowie Freundinnen und Freunde bangen. Ihre Ängste, ihre Unsicherheit und 
ihre Betroffenheit sind Teil unserer Stadtgesellschaft und verdienen Aufmerksamkeit, 
Anerkennung und Rückhalt. 

Der Stadtrat Mainz bekräftigt sein gemeinsames Eintreten für Freiheit, Menschenwürde 
und Rechtsstaatlichkeit und stellt sich klar an die Seite all jener, die friedlich für ihre 
Rechte eintreten. Er macht damit deutlich: Menschenrechte sind unteilbar, ihr Schutz 
endet nicht an Staatsgrenzen, und ihre Verteidigung beginnt auch auf kommunaler Ebene 
– durch Haltung, Solidarität und das klare Bekenntnis zu unseren gemeinsamen 
demokratischen Werten. 
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